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Weisungen 

Das im Bundesland L ansässige Energieversorgungsunternehmen U hatte sich zur baulichen 

Änderung eines bestehenden und nach der einschlägigen Vereinbarung (sog. Atomkonsens) 

noch „langlaufenden“ Kernkraftwerks entschlossen. Nach Erteilung der ersten 

Teiländerungsgenehmigung wird mit dem Bau begonnen. Im Genehmigungsverfahren für zwei 

weitere Teiländerungsgenehmigungen will der zuständige Landesminister M das 

Sicherheitskonzept des Kraftwerks indes durch weitere Gutachten überprüfen lassen, da die 

bisherigen Begutachtungen aus seiner Sicht nicht genügten, um Restrisiken der Anlage 

ausschließen zu können. Nach eindringlicher Rücksprache mit dem Bundeskanzler zeigt sich 

der Bundesumweltminister U mit diesem Vorgehen indes nicht einverstanden. Er teilt dies dem 

M im Verlaufe eines längeren Schriftwechsels in aller Deutlichkeit mit und gibt zu erkennen, 

dass er die Erteilung einer Weisung ernstlich in Betracht ziehe. Als auch dieser Hinweis nicht zu 

einem Einlenken des M führt, erteilt der U die an M gerichtete Weisung, auf eine erneute 

vollständige Prüfung des Sicherheitskonzepts zu verzichten und das Genehmigungsverfahren 

zügig fortzuführen, um den sog. Atomkonsens nicht zu gefährden. 

 
Das Land hält dieses Vorgehen für inakzeptabel, weil diese Weisung inhaltlich rechtswidrig und 

im Übrigen auch unverhältnismäßig sei; überdies verstoße sie gegen das Grundrecht der 

Bürger auf Schutz ihrer körperlichen Unversehrtheit. Um die Eigenstaatlichkeit des Landes zu 

verteidigen, wendet sich die Landesregierung an das Bundesverfassungsgericht mit dem 

Antrag, die Verfassungswidrigkeit der Weisung festzustellen. 

 
Wie wird das Bundesverfassungsgericht entscheiden? 
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